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HANSESTADT LÜNEBURG
DIE OBERBÜRGERMEISTERIN

Vorlage-Nr.
VO/11855/25

05-1 - Strategische Führungsunter-
stützung Datum: 

23.04.2025

Antrag  
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Antrag "Umsiedlung der Gemeinschaftsunterkunft Bilmer Berg neu konzipieren" (An-
trag der SPD-Fraktion vom 23.04.25, eingegangen am 23.04.25)

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

N 06.05.2025 Verwaltungsausschuss

Ö 07.05.2025 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:

Die Verwaltung nimmt zu dem Antrag "Umsiedlung der Gemeinschaftsunterkunft Bilmer Berg 
neu konzipieren" (Antrag der SPD-Fraktion vom 23.04.25, eingegangen am 23.04.25)

Die Unterbringung geflüchteter Menschen stellt Kommunen weiterhin vor sehr große Heraus-
forderungen. Sie müssen Menschen unterschiedlicher Herkunft nicht nur innerhalb kurzer 
Zeit das sprichwörtliche Dach über dem Kopf zur Verfügung stellen, sondern sind gefordert, 
menschenrechtliche Standards einzuhalten, durch dezentrale Unterbringung in zahlenmäßig 
überschaubaren Unterkünften ein friedvolles Zusammenleben aller Einwohnerinnen und Ein-
wohner im Sozialraum zu ermöglichen und gute Startvoraussetzungen für erfolgreiche Inte-
gration zu schaffen. Notunterkünfte sollen die Ausnahme sein und die Rechte geflüchteter 
Menschen gewährleisten. Dies gilt insbesondere für Kinder, die einen Zugang zu vorhande-
ner Infrastruktur und einen guten Anschluss an den ÖPNV benötigen und in besonderem 
Maße auf kontinuierliche Bindungen angewiesen sind. 
In Vorausschau unvorhersehbarer Entwicklungen gilt es, zudem einen bestimmten Prozent-
satz freier Plätze vorzuhalten, und bei all dem die Kosten für die kommunalen Haushalte 
gering zu halten.

Bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben stoßen Kommunen zunehmend an Grenzen. Die 
Verweildauer in Gemeinschaftsunterkünften nimmt angesichts begrenzt zur Verfügung ste-
henden Wohnraums zu und erfolgt sowohl auf Grundlage des Asylbewerberleistungsge-
setzes als auch im Rahmen der Gefahrenabwehr. Flächen, die sich – unter Abwägung unter-
schiedlicher Interessen und Berücksichtigung umwelt- und bauordnungsrechtlicher Aspekte - 
zur Errichtung von Gemeinschaftsunterkünften eignen, stehen nur begrenzt zur Verfügung. 
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Trotz dieser Rahmenbedingungen ist es der Hansestadt Lüneburg bislang auf Grundlage 
des bestehenden Integrationskonzeptes gelungen, die vorstehend geschilderten Voraus-
setzungen zu erfüllen. Mit dem Ilmenaucenter schließt sie im Herbst die letzte Notunterkunft 
im Stadtgebiet; die dort noch lebenden rund 100 Menschen werden auf die vorhandenen, 
bereits weitgehend belegten Einrichtungen verteilt. Mit dem Ziel, Integration zu ermöglichen 
und einzelne Stadtteile nicht über Gebühr zu belasten, sind die derzeit 10  Gemeinschaftsun-
terkünfte  in folgenden Stadtteilen zu finden:  Ochtmissen (2), Oedeme (2), Goseburg,  Mit-
telfeld,Kreideberg, Rettmer, Lüne und Hagen jeweils eine. Die Platzzahlen betragen zwi-
schen 24 und 190. 
Bei der Belegung der Unterkünfte achten die Verantwortlichen auf eine sozial verträgliche 
Zusammensetzung, die Flüchtlingssozialarbeiterinnen und –arbeiter tragen, in engem Zu-
sammenwirken mit der Bevölkerung  und anderen Akteuren dazu bei, die Geflüchteten bei 
der Integration zu unterstützen, Vorurteile abzubauen und Konflikte zu verhindern bzw. zügig 
zu lösen. Wo erforderlich werden die zuständigen Gremien bei der Errichtung von Unterkünf-
ten beteiligt und informiert, wie auch die Bürgerinnen und Bürger.

Die Gemeinschaftsunterkunft am Bilmer Berg ist derzeit mit 103 Personen belegt, darunter 
26 Frauen und 43 Kinder, die dort seit teilweise mehrer 3 Jahre leben. Die insgesamt 20 Tiny 
Houses ermöglichen ein Familienleben und Privatsphäre. Diese Rahmenbedingungen gilt es 
auch angesichts des nunmehr erforderlichen Standortwechsels aufrechtzuerhalten.

Die Verwaltung nimmt zu den Punkten des  Antrags folgend Stellung:

1. Sofortiger Planungsstopp

Der Rat der Hansestadt Lüneburg fordert die Verwaltung auf, die derzeit geplante Umsied-
lung der rund 20 Tiny Houses vom Bilmer Berg auf die vorgesehene Fläche in Kaltenmoor 
(in unmittelbarer Nähe zum Johanneum) bis auf Weiteres auszusetzen.

Die Fläche der Gemeinschaftsunterkunft am Bilmer Berg steht aufgrund des Vorhabens „A 
39“ kurzfristig nicht mehr zur Verfügung. Die Plätze können angesichts der insgesamt be-
grenzten Kapazitäten nicht ersatzlos abgebaut und die dort lebenden Menschen nicht auf 
andere Unterkünfte verteilt werden. Aus diesem Grunde wurde kurzfristig nach einem Alter-
nativstandort gesucht zur möglichen Umsiedlung der Gemeinschaftsunterkunft.
 
Derzeit wird der Standort Am Kaltenmoor, in Nähe des Gymnasiums Johanneum, unter-
sucht. Der ausgewählte Standort befindet sich in Teilen innerhalb eines Geltungsbereichs für 
einen Bebauungsplan. 

Aufgrund der geringen Auswahl an möglichen – kurzfristig verfügbaren Standorte – wird die-
ser Standort favorisiert.
 
Jeglicher Standort muss voruntersucht werden. Die Verwaltung befindet sich – in Zusamme-
narbeit mit dem Eigentümer der Mobilheime – in dieser Voruntersuchung. 
In Abwägung eines weiteren Standortes im, bereits mit zwei Gemeinschaftsunterkünften be-
legten,  Stadtteil Ochtmissen, wird dieser Standort Am Kaltenmoor derzeit bevorzugt. Er bie-
tet nach erster Betrachtung bessere bauliche Voraussetzungen und befindet sich in der er-
forderlichen Nähe von öffentlichen Infrastrukturen. Die Schulleitung des Johanneums ist über 
die Untersuchung des Standortes informiert. Die Anforderungen seitens der Schule werden 
berücksichtigt. 

2. Erarbeitung eines neuen, dezentralen Unterbringungskonzepts
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Die Verwaltung soll ein dezentrales Konzept für die Unterbringung der betroffenen Menschen 
entwickeln, das die Integration fördert. Dabei sind folgende Punkte zu beachten:

 Die Integration durch kleinere Einheiten an verschiedenen Standorten im Stadtgebiet 
zu unterstützen.

 Der Status der Bewohner soll transparent gemacht und berücksichtigt werden.
 Eine soziale Durchmischung der Standorte muss gewährleistet sein.
 Sowohl die Bedürfnisse der migrantischen Familien als auch die der aufnehmenden 

Nachbarschaften sollen berücksichtigt werden.

Wie einleitend ausgeführt, erfüllt die Verwaltung die postulierten Forderungen bereits. Mit 
Blick auf die Veröffentlichung personenbezogener Daten verweist die Verwaltung auf einzu-
haltende datenschutzrechtliche Vorgaben.

3. Beteiligung der kommunalen Gremien und der Öffentlichkeit

Die bisherige Planung erfolgte ohne Einbindung des Sozialausschusses und des Rates. Zu-
künftig ist sicherzustellen, dass:

 der Ausschuss für Soziales und weitere betroffene Gremien bei Standortentscheidun-
gen frühzeitig beteiligt werden,

 der Integrationsbeirat IBR, das Stadtteilmanagement in Kaltenmoor, die Schulleitung 
des Johanneums sowie die Bürger des Wohngebietes Straße Am Kaltenmoor vor der 
Abstimmung im Sozialausschuss beteiligt und gehört werden

 Beteiligung der Bürgervertreter: innen der Stadtteile
 eine transparente Abwägung und Bewertung möglicher Alternativstandorte öffentlich 

nachvollziehbar kommuniziert wird.

Die Suche nach einem geeigneten Standort erfolgt wie bisher (siehe unter anderem 
VO/11249/24).  Zuletzt wurde am 01.04.2025 im Ausschuss für Soziales, Gesundheit, 
Gleichstellung und Ehrenamt im nichtöffentlichen Teil über das Vorhaben und dessen Grün-
de informiert. 

Nach einer Entscheidung zur grundsätzlichen Eignung des Standortes (Bodenuntersuchun-
gen, Anschlussmöglichkeiten an Stromkapazitäten, Wasserversorgung, Abwasserentsor-
gung/ Aufnahmekapazitäten der Siele usw.) ist ein Nachtrag zum Mietvertrag für die Mobil-
heime vorgesehen. Dieser Nachtrag sollte möglichst auch die Organisation und Durchfüh-
rung der Umsetzung der Mobilheime umfassen. Die Beschlusssache im Verwaltungsaus-
schuss zur Vorbereitung eines Nachtrages – mit entsprechend erhöhten Mietaufwendungen - 
ist in Vorbereitung, bedarf aber noch der weiteren Voruntersuchungen.

 Zu diesem Zeitpunkt werden auch die Anwohnerinnen und Anwohner informiert. 

4. Offenlegung der Auswahlkriterien und Alternativenprüfung

    Wir bitten die Verwaltung, dem Rat folgende Informationen zur Verfügung zu stellen:

 Welche städtischen Grundstücke wurden auf ihre Eignung geprüft?
 Welche Kriterien wurden bei der Auswahl des neuen Standorts angewendet?
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 Welche Gewichtung erhielten soziale, integrationspolitische, infrastrukturelle und finan-
zielle Faktoren?

Die Offenlegung erfolgt im Rahmen der geplanten Gremienbeteiligung.

5. Finanzierung, Eigentumsverhältnisse und Folgekosten
Die Verwaltung soll darüber informieren:

 Wem die Tiny Houses gehören und unter welchen Bedingungen sie gemietet wurden.
 Welche Kosten für Erschließung und Unterhalt am geplanten Standort entstehen und 

wie lange die Siedlung dort bleiben soll, um die Laufzeit in Relation zu den Erschlie-
ßungskosten zu setzen.

 Ob Fördermittel genutzt werden und wie die langfristige Nutzung der Häuser geplant 
ist.

Die derzeitige Vorplanung umfasst auch die Kostenschätzung für eine Umsiedlung. Aufgrund 
mangelnder Personalkapazitäten im eigenen Haus sowie der gebotenen Kurzfristigkeit wird 
erwogen, die Dienstleistung der baulichen Standortvorbereitung an den Vermieter der Mobil-
heime zu übertragen. Dieser würde die Aufwendungen in einen Mietzins kalkulieren. Die Vor-
verhandlungen hierzu finden derzeit statt.
 
In dem Zusammenhang wird auch die Frage der Finanzierung für eine mögliche Umsiedlung 
betrachtet. Zu berücksichtigen sind dabei auch die Kosten für etwaige Alternativen für eine 
Unterbringung des Personenkreises. 
Die Frage der Finanzierung ist im Zusammenhang mit der Mietverhandlung zu klären. Auf-
grund der Finanzauswirkungen auf Folgejahre sind auch Haushaltsauswirkungen auf Folge-
jahre zu erwarten. 

6. Integration in Kaltenmoor stärken statt überfordern

Die geplante Ballung von etwa 140 Menschen auf einem begrenzten Raum in unmittelbarer 
Nachbarschaft zu einer Schule (Johanneum) widerspricht dem Ziel gelingender Integration.
Kaltenmoor leistet bereits heute überdurchschnittlich viel im Bereich der sozialen und kultu-
rellen Integration. Die Schulen und Kitas sind weit überdurchschnittlich von migrantischen 
Kindern besucht, dies erschwert die Integrationsarbeit.

Daher gilt:

 Eine unverhältnismäßige Konzentration integrationsbedürftiger Personen in einzelnen 
Quartieren ist zu vermeiden.

 Die Stimmen und Perspektiven der bereits im Stadtteil lebenden migrantischen Bevöl-
kerung sind aktiv in die Planung einzubeziehen.

Die Hansestadt Lüneburg ist sich der besonderen Problemlagen im Stadtteil Kaltenmoor be-
wusst. Aus diesem Grund unterstützt und fördert sie deren Bearbeitung durch zahlreiche 
Maßnahmen, zuletzt durch den zügigen Umbau des Stadtteilhauses. Bereits jetzt nutzen die 
aktuell betroffenen 103 Menschen in großem Umfang die Infrastruktur in Kaltenmoor, u.a. 
Schulen und Kitas.  Aus Sicht der Hansestadt kann angesichts dessen und mit Blick auf an-
dere Stadtteile nicht von einer „unverhältnismäßigen Konzentration integrationsbedürftiger 
Personen“ die Rede sein. 
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Unabhängig von der eingangs dargestellten begrenzten Verfügbarkeit von Grundstücken, ist 
das ins Auge gefasste Grundstück aus Sicht der Verwaltung durch seine größere Nähe zum 
Stadtzentrum und die bessere Anbindung an den ÖPNV vielmehr besser geeignet die Inte-
gration und Verselbständigung der betroffenen Menschen und insbesondere der Kinder zu 
gewährleisten als die bisherige Lage am Stadtrand. 

Inwiefern die angrenzende Schule dem Ziel der Integration widerspricht, kann nicht nachvoll-
zogen werden.

Folgenabschätzung:

A) Auswirkungen auf die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs

Ziel
Auswirkung 
positiv (+)
und/oder
negativ (–) 

Erläuterung der Auswirkungen

1 Umwelt- und Klimaschutz 
(SDG 6, 13, 14 und 15)

2 Nachhaltige Städte und Ge-
meinden (SDG 11)

3 Bezahlbare und saubere 
Energie (SDG 7)

4 Nachhaltige/r Konsum und 
Produktion (SDG 12)

5 Gesundheit und Wohlerge-
hen (SDG 3) 

6 Hochwertige Bildung
(SDG 4)

7 Weniger Ungleichheiten
(SDG 5 und 10)

8 Wirtschaftswachstum
(SDG 8)

9 Industrie, Innovation und In-
frastruktur (SDG 9)

Die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs leiten sich eng aus den 17 Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Development 
Goals, SDG) der Vereinten Nationen ab. Um eine Irreführung zu vermeiden, wird durch die Nennung der UN-Nummerierung in 
Klammern auf die jeweiligen Original-SDG hingewiesen. 

B) Klimaauswirkungen

a) CO2-Emissionen (Mehrfachnennungen sind möglich)

□ Neutral (0): durch die zu beschließende Maßnahme entstehen keine CO2-Emissionen

□ Positiv (+): CO2-Einsparung (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr 

und/oder

□ Negativ (-): CO2-Emissionen (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr

b)  Vorausgegangene Beschlussvorlagen

□ Die Klimaauswirkungen des zugrundeliegenden Vorhabens wurden bereits in der Be-
schlussvorlage VO/__________ geprüft.
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c)  Richtlinie der Hansestadt Lüneburg zur nachhaltigen Beschaffung (Beschaffungsrichtlinie)

□ Die Vorgaben wurden eingehalten.
□ Die Vorgaben wurden berücksichtigt, sind aber nur bedingt anwendbar.
oder
□ Die Beschaffungsrichtlinie ist für das Vorhaben irrelevant.

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage: 180

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:

c)  an Folgekosten:

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle:  
Produkt / Kostenträger:
Haushaltsjahr:

e)  mögliche Einnahmen:

Anlagen:
Antrag der SPD-Fraktion, die Umsiedlung der Gemeinschaftsunterkunft Bilmer Berg neu zu 
konzipieren

Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:
Fachbereich 5-1 - Soziales und Integration
Bereich 54 - Integration und Teilhabe
06 - Bauverwaltung
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 Email: info@spd-ratsfraktion-lueneburg.de 
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SPD Stadtratsfraktion – Auf dem Meere 14-15 – 21335 Lüneburg   

Frau 
Oberbürgermeisterin Claudia Kalisch 
Hansestadt Lüneburg 
Am Ochsenmarkt 1 
21335 Lüneburg 
 

 

 

 

Ihr Ansprechpartner 

Hiltrud Lotze 

Uwe Nehring  

    

 

29.03.2022 
         Lüneburg, 23. April .2025 
 
Umsiedlung der Gemeinschaftsunterkunft Bilmer Berg neu konzipieren! Für eine dezentrale, integrati-
onsfördernde Unterbringung migrantischer Menschen 
 
 

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, 
 

Die erfolgreiche Integration von zugewanderten Menschen, insbesondere von Familien mit Flucht- und 
Migrationserfahrungen, stellt eine große Chance für unsere Stadtgesellschaft dar. Ein wichtiger Aspekt 
dieses Prozesses ist die Art der Unterbringung, die Integration fördern sollte, anstatt sie zu erschweren. 

Im Zusammenhang mit der geplanten Verlagerung der Tiny-House-Siedlung von der Gemeinschaftsun-
terkunft (GU) Bilmer Berg nach Kaltenmoor möchten wir einige stadtentwicklungspolitische und integra-
tionsrelevante Überlegungen anstellen. Diese werfen Fragen auf, die eine erneute Prüfung des bisherigen 
Vorgehens erforderlich machen. 

Zur  nächsten Ratssitzung stellen wir den folgenden Antrag, der Rat möge beschließen: 
 

1. Sofortiger Planungsstopp 

Der Rat der Hansestadt Lüneburg fordert die Verwaltung auf, die derzeit geplante Umsiedlung der rund 
20 Tiny Houses vom Bilmer Berg auf die vorgesehene Fläche in Kaltenmoor (in unmittelbarer Nähe zum 
Johanneum) bis auf Weiteres auszusetzen. 

2. Erarbeitung eines neuen, dezentralen Unterbringungskonzepts 

Die Verwaltung soll ein dezentrales Konzept für die Unterbringung der betroffenen Menschen entwickeln, 
das die Integration fördert. Dabei sind folgende Punkte zu beachten: 
 

• Die Integration durch kleinere Einheiten an verschiedenen Standorten im Stadtgebiet zu unter-
stützen. 
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• • • 

– 

• Der Status der Bewohner soll transparent gemacht und berücksichtigt werden. 
 

• Eine soziale Durchmischung der Standorte muss gewährleistet sein. 
 

• Sowohl die Bedürfnisse der migrantischen Familien als auch die der aufnehmenden Nachbar-
schaften sollen berücksichtigt werden. 

3. Beteiligung der kommunalen Gremien und der Öffentlichkeit 

Die bisherige Planung erfolgte ohne Einbindung des Sozialausschusses und des Rates. Zukünftig ist sicher-
zustellen, dass: 

• der Ausschuss für Soziales und weitere betroffene Gremien bei Standortentscheidungen frühzei-
tig beteiligt werden, 

• der Integrationsbeirat IBR, das Stadtteilmanagement in Kaltenmoor, die Schulleitung des Johan-
neums sowie die Bürger des Wohngebietes Straße Am Kaltenmoor vor der Abstimmung im Sozi-
alausschuss beteiligt und gehört werden 

• Beteiligung der Bürgervertreter: innen der Stadtteile 

• eine transparente Abwägung und Bewertung möglicher Alternativstandorte öffentlich nachvoll-
ziehbar kommuniziert wird. 

4. Offenlegung der Auswahlkriterien und Alternativenprüfung 

Wir bitten die Verwaltung, dem Rat folgende Informationen zur Verfügung zu stellen: 
• Welche städtischen Grundstücke wurden auf ihre Eignung geprüft? 
• Welche Kriterien wurden bei der Auswahl des neuen Standorts angewendet? 
• Welche Gewichtung erhielten soziale, integrationspolitische, infrastrukturelle und finanzielle 

Faktoren? 

5. Finanzierung, Eigentumsverhältnisse und Folgekosten 

Die Verwaltung soll darüber informieren: 
• Wem die Tiny Houses gehören und unter welchen Bedingungen sie gemietet wurden. 
• Welche Kosten für Erschließung und Unterhalt am geplanten Standort entstehen und wie lange 

die Siedlung dort bleiben soll, um die Laufzeit in Relation zu den Erschließungskosten zu setzen. 
• Ob Fördermittel genutzt werden und wie die langfristige Nutzung der Häuser geplant ist. 

6. Integration in Kaltenmoor stärken statt überfordern 

Die geplante Ballung von etwa 140 Menschen auf einem begrenzten Raum in unmittelbarer Nachbar-
schaft zu einer Schule (Johanneum) widerspricht dem Ziel gelingender Integration. 

Kaltenmoor leistet bereits heute überdurchschnittlich viel im Bereich der sozialen und kulturellen Integra-
tion. Die Schulen und Kitas sind weit überdurchschnittlich von migrantischen Kindern besucht, dies er-
schwert die Integrationsarbeit. 

Daher gilt: 

• Eine unverhältnismäßige Konzentration integrationsbedürftiger Personen in einzelnen Quartie-
ren ist zu vermeiden. 
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– 

• Die Stimmen und Perspektiven der bereits im Stadtteil lebenden migrantischen Bevölkerung sind 
aktiv in die Planung einzubeziehen. 

Mit diesem Antrag möchten wir gemeinsam eine Lösung finden, die die Integration fördert und gleichzei-
tig die Stadtentwicklung sinnvoll gestaltet. Wir freuen uns auf eine konstruktive Zusammenarbeit und 
danken der Verwaltung für die Bereitschaft, diese wichtigen Themen zu prüfen. 

 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Hiltrud Lotze   Uwe Nehring      
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